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Im Auftrage 


General-Landſchafts-Direktion 


verfaßt von 


R. Alrich, 


Königl. Ureisgerichts Rath a. D. und General-Landſchafts⸗Syndikus. 


R 


Marienwerder, im April 1887. 


Allerdurchlauchtigſter, Grußmüchtigſter Kaifer und König! 
Allergnüdigſter Kaiſer, Żinią und Herr! 


SO 2 
په‎ 


Ps 1er Kaiſerlichen und Königlichen Majeſtät wagen wir unterthänigſt anzu⸗ 


zeigen, daß die Weſtpreußiſche Laudſchaft am 19. April dieſes Jahres das 
erſte Jahrhundert ihres Beſtehens vollenden wird. 


Nach den ſchöpferiſchen grundlegenden Gedanken Eurer Majeſtät großen Ahnherrn 
Königs Friedrich des Zweiten durch die Gnade Königs Friedrich Wilhelm des Zweiten 
Majeſtät mittels Allerhöchſter Konfirmatious⸗Urkunde vom 19. April 1787 ins Leben 
gerufen und ausgeſtattet, hat ſie ſich unter dem Schutze und der Pflege der Könige 
Preußens zum Segen der Provinz und des Vaterlandes entwickelt und verzweigt. Die 
Weſtpreußiſche Landſchaft hat ihrer Beſtimmung gemäß der von wiederholter Fremd⸗ 
herrſchaft befreiten alten deutſchen Ordeusmark einen ſoliden Realkredit gewährt und dazu 


beigetragen patriotiſcher Gefinnung, der Treue zum Könige und Vaterlande eine dauernde 


Stätte zu bereiten. 
Eurer Kaiſerlichen und Königlichen Majeſtät bringt die Weſtpreußiſche Laudſchaft 


unter Ueberreichung beifolgender Deukſchrift ihren tiefgefühlten Dank für die Guade de 


ehrerbietigſt dar, welche Euer Majeſtät während Allerhöchſt Deren ſegens- und ruhmreichen 
Regierung der Weſtpreußiſchen Landſchaft haben zu Theil werden laſſen. 


sh 


Eure Majeſtät bitten wir unterthänigſt, Allerhöchſt Deren laudesväterliche Huld 
und Gnade der Weſtpreußiſchen Landſchaft auch im zweiten Jahrhundert ihres 56 


bewahren zu wollen. 


In tiefſter Ehrfurcht 


Eurer Kaiſerlichen Königlichen Majeſtät 


allerunterthänigſte 


Weſtpreußiſche General-Tandſchafts-Direktion. 


von Koerber. von Müllern. Srh. von Keyſerlingk. 


An 


des Kaiſers und Königs Majejtát. 


ie Weſtpreußiſche Landſchaft verdankt ihr rechtliches Daſein dem Könige Friedrich 
b Wilhelm II. Unter ſeiner Regierung durch den Allerhöchſten Erlaß vom 
19. April 1787 wurde ihre Stiftungsurkunde, das Reglement vom 22. Februar 
deſſ. J. landesherrlich beſtätigt. König Friedrich II. hatte für die Hebung des Wohlſtandes 


der nach dreihundertjähriger Fremdherrſchaft wiedererrungenen deutſchen Ordensmark Großes 
gethan, auch dem Grundbeſitz ſeine beſondere Fürſorge zugewandt, u. A. dem anſäſſigen Adel 
„zu ſeiner Erhaltung in Flor, Anſehen und guten Vermögensumſtänden“ ein beſonderes, die 
Söhne bevorzugendes Erbfolgerecht durch die Regierungsinſtruktion vom 21. September 1773 
verliehen. Gleichwohl und trotz der Kreditnoth, an welcher auch der weſtpreußiſche Grundbeſitz 
litt, glaubte er das wiederholte Anſuchen der Stände um Errichtung eines Kreditſyſtems für die 
Provinz noch einſtweilen beanſtanden zu müſſen. 

„Veſte, Liebe, Getreue, — ſchreibt er ihnen unterm 22. November 1785 — die nehm⸗ 
„lichen Umſtände find noch vorhanden, welche mich veranlaſſen, die Errichtung eines Credit- 
„systems nach Eurer hiermit wieder zurückgehenden Associationsacte vom 30. Oktober noch auf- 
„zuſchieben. Viele aus Eurem Mittel halten ſich noch in Pohlen auf, und dieſe würden ſich 
„dergleichen Credit nur zu Nuzzen machen, das baare Geld dahin zuziehen und dadurch einen 
„allgemeinen Banquerout zu befördern. Dieſe Umſtände müſſen ſich erſt ändern, ehe Eurem 
„Geſuche näher treten kann. Euer gnädiger König Friedrich.“ 

Bald darauf ſtarb der große König und die Weſtpreußiſche Landſchaft konnte erſt nach 
ſeinem Tode ins Leben treten. Gleichwohl wird ſie ihrem geiſtigen Urſprunge nach noch als 
feine Schöpfung anzuſehen ſein. Sie iſt geſchaffen nach dem Vorbilde der älteren Schweſter— 
anſtalten, ſie ruht auf denſelben Grundlagen wie die gleichen Juſtitute für Schleſien, die Kurmark 


und für Pommern. 


Wer das landſchaftliche Kreditſyſtem, eine eigenartig preußische Einrichtung, erfunden 
habe, ſteht noch dahin, des großen Königs Antheil daran aber außer Zweifel. Nach Beendigung 
des ſiebenjährigen Krieges wandte ſich ſeine landesväterliche Fürſorge insbeſondere der neu— 
erworbenen Provinz Schleſien zu. Deren Wohlſtand war zerſtört, Ackerbau, Handel und Gewerbe 
lagen darnieder, Geld und Kredit nur gegen enorme Opfer zu erlangen. Der Kaufmann Büring 
zu Berlin, welcher lange Zeit in Holland gelebt und das Verfahren der dortigen Kaſſirer 
beobachtet hatte, legte im Jahre 1767 dem Könige den Plan vor, zur Aufhelfung des Grund— 
beſitzes eine Generallandſchaftskaſſe, ein allgemeines Kreditſyſtem zu errichten und demſelben die 
Geſammtheit der Rittergüter und der ſtädtiſchen Grundſtücke zur Unterlage zu geben. Es ſollten 
Alle für Einen und Einer für Alle ihre Liegenſchaften zum Pfande ſetzen. Die Schuldner ſollten 
5% zahlen, die Gläubiger 4% erhalten und das fünfte Prozent zur Unterhaltung des Inſtituts, 
zur Deckung von Ausfällen und zur allmäligen Einlöſung der Pfandbriefe dienen. Der König 
lehnte anfänglich dieſen Plan „wegen der damit verknüpften Schwierigkeiten“ ab. Das General- 
Direktorium hatte die Nothwendigkeit eines Tilgungsfonds nicht anerkennen wollen. — Es liegt 
nicht außerhalb des Bereichs der Wahrſcheinlichkeit, daß der damalige Etats- und Juſtizminiſter 
in Schleſien, Freiherr von Carmer, welcher zur Hebung des Kreditmangels anderweitige Bors 
ſchläge dem Könige eingereicht hatte, von dieſem ſelbſt oder ſonſt wie auf den Plan Büring's 
hingewieſen wurde. Zugleich gab vielleicht ein anderes in dem Fürſtenthum Schweidnitz gebräuch⸗ 
lich geweſenes Verkehrsmittel einen Fingerzeig zur Verbindung des Realkredits mit dem Geld- 
markte. Es waren dies die Schweidnitzer „ledernen Briefe“, ſo genannt von dem Pergament, 
auf welches ſie geſchrieben wurden. Sie waren von Obrigkeitswegen konſentirte, nicht über die 
Hälfte des Guts gehende Hypotheken auf den Inhaber, welchem die Zinſen auch während des 
Konkurſes gezahlt wurden. Wegen ihrer unbedingten Sicherheit galten ſie bei Güterhändeln 
gleich dem baaren Gelde. Leicht möglich hat Svarez, der treue Mitarbeiter Carmer's bei Ab— 
faſſung des Allgemeinen Landrechts, der Sohn eines Advokaten und Rathsherrn aus Schweidnitz, 
den Miniſter auf dieſe eigenartige Einrichtung feiner Vaterſtadt aufmerkſam gemacht. In der 
ihm zugeſchriebenen, anonymen Schrift: „Gedanken eines Patrioten über den Entwurf zur 
Wiederherſtellung des allgemeinen Kredits des Schleſiſchen Adels“ wird auf die Schweidnitzer 
ledernen Briefe beſonders hingewieſen. — Zur Charakteriſtik der perſönlichen Theilnahme des 
Königs an dem neuen Werke dient der Bericht eines Zeitgenoſſen, daß Carmer in dieſer its 
gelegenheit zwei beſondere Audienzen bei dem Könige gehabt, daß in der erſten der König ſich 
darauf beſchränkt habe, über Pfandrecht, Hypothek und die damit verbundenen Rechtsmaterien 
zu fragen, und daß Carmer, wie ein Rechtslehrer, dem Könige einen akademiſchen Vortrag über 
dieſe Materie habe halten müſſen, wobei der König nur gefragt und gehört, daß aber demnächſt 
in einer zweiten, kurz darauf ſtattgefundenen Audienz der König die Rollen gleichſam gewechſelt 
und mit vollkommener Sachkunde und Beſtimmtheit ſowohl die Rechtsſätze des Hypotheken- und 


Pfandrechts, als die Grundſätze des zu errichtenden Pfandbriefſyſtems, ausgeſprochen habe. 
Auf die letzten Vorſchläge Carmer's erging unterm 29. Auguſt 1769 der denkwürdige Königliche 
Erlaß, welcher die noch heute beſtehenden Grundlagen des landſchaftlichen Kreditwerks und der 
Verfaſſung ſeiner Organe vorzeichnete. Darnach ſollten die Stände (die Beſitzer adeliger Güter) 
eines jeden der Fürſtenthümer, aus denen nach der früheren Eintheilung Schleſien beſtand, 
unter ſich, und ſodann ſämmtliche Fürſtenthümer zuſammen in Verbindung treten und 
ein gemeinſchaftliches Landes-Kollegium (die nachmalige General-Landſchafts-Direktion) etabliren, 
mit der Aufgabe, Alles, was zur Erhaltung des öffentlichen Kredits erforderlich, zu reſpiciren und 
nach beſtem Vermögen frei und ungehindert zu betreiben. Den kreditſuchenden Gutsbeſitzern ſollte 
ein Hypothekenkredit bis zur Hälfte des nach beſtimmten Taxprinzipien zu bemeſſenden Werths 
der Güter gewährt und dafür von ihnen eine Zinſe von 5 Prozent (für den fünften Theil des 
Darlehns 6 Prozent) und ein Quittungsgroſchen erhoben werden. Zu dieſen Zahlungen ſie anzu— 
halten, ſollte die Landſchaft befugt ſein, das Gut eines Reſtanten ſofort zu ſequeſtriren; auch 
ſollte ihr die Vollſtreckung der gerichtlichen Real-Exekutionen in die beliehenen Güter übertragen 
werden. Die Hypotheken-Inſtrumente über das in Antheile zu zerlegende Kapital ſollten als In— 
haberpapiere in der Form lederner Briefe von der Landſchaft und der Hypothekenbehörde gemein— 
ſchaftlich ausgefertigt und auf das zu beleihende Gut eingetragen werden. Sie ſollten dem In— 
haber 5 Prozent aus der Landſchaftskaſſe zu erhebende Zinſen gewähren und nach vorheriger 
Kündigung realiſirt werden. Für jeden ſolchen Brief ſollte nicht nur das darin ſpeziell be— 
nannte Gut verpfändet fein, ſondern auch die geſammte landſchaftliche Kreditverbindung ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſch als Bürge haften. Von der Einlaſſung in Konkurs- und Liquidations-Prozeſſe 
über das Vermögen des Beſitzers beliehener Güter und von den Koſten ſolchen Verfahrens 
ſollte die Landſchaft und ſollten die Briefinhaber befreit und letztere befugt ſein, ihre Be— 
friedigung immer von der Landſchaft zu fordern. Die Aufhebung des ganzen Schuld— 
verhältniſſes durch Einlöſung der Pfandbriefe herbeizuführen, ſollte dem Gutsbeſitzer und dem 
Briefinhaber freiſtehen. 

Nach dieſem Plane entſtanden 1770 die Schleſiſche, 1777 die Märkiſche, 1781 die 
Pommerſche Landſchaft. Der König ſtattete ſie alle mit freigiebiger Hand aus. Zu den Depu— 
tirten von Pommern ſprach er im Juni 1780 in der Audienz zu Stargardt: 

„Kommen Sie näher, meine Herren! ich will mit Sie als ihr beſter Freund ſprechen. 
„Sie haben bei mir angehalten um die Einführung einer Credit-Societát. Ich will Sie gerne 
„helfen; denn ich liebe die Pommern wie meine Brüder und man kann ſie nicht mehr lieben als 
„ich ſie liebe. Denn Sie ſind brave Leute, die mir jederzeit zur Vertheidigung des Vaterlandes 
„ſo wol im Felde als zu Hauſe mit Gut und Blut beigeſtanden haben; und ich müſſte kein 
„Menſch ſein oder kein menſchliches Herz haben, wenn ich Ihnen davon bei dieſer Gelegenheit 
„nicht meine Dankbarkeit bezeugen wollte.“ 
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Der Monarch redete dieſes — wie der Bericht jagt — mit einem ganz bezaubernden 
Affekt, und ſein Landesväterliches großes Herz war hierbei ſo voll Empfindung und 
ſammt uns Auweſenden jo gerührt, daß Allerhöchſt Dieſelben hier eine Pauſe machen mußten, 
um Sich, wie es ſchien, wieder zu faſſen und uns gleichfalls hierzu Zeit zu laſſen. 
„Allein Sie müſſen mich zuförderſt einen Hypothequen-Schein aus dem Landbuch wegen 
„Ihrer Schulden beibringen; auch hiernächſt aus allen Kreiſen Deputirte beſchaffen. 
„Ich werde alsdann denen Ministres von Carmer und von Görne es auftragen, die 
„Sache mit Ihnen zu reguliren. Es ſind ſelbige bereits in Schleſien und der Mark bei dieſem 
„Geſchäft gebraucht worden und folglich darin routinirt. 
„Sie müſſen aber die Deputirten nach Berlin ſenden, und ſolche dazu wählen, die 
„ſowol von der Sache als auch den Umſtänden des Landes und der Kreiſe informirt ſind. Die 
„Nutzbarkeit dieſer Einrichtung iſt im Anfange nicht ſogleich merklich, allein in 2 bis 3 Jahren 
„wird ſich ſelbige ohnfehlbar zu Ihrem Vortheil und Vergnügen offenbaren. Auch ich werde 
„an meinem Theil alles anwenden, was die Sache erleichtern kann. An Gelde kann es nicht 
„fehlen. Ich kann zwar jetzt nicht viele hundert tauſend Thaler dazu geben, weil allerhand 
„Ausgaben in Kriegszeiten vorfallen und beſonders die vielen Waſſerſchäden mir vieles abſor— 
„birt haben. 
„In Berlin allein liegen 12 Tonnen Goldes, ſo nicht untergebracht werden können, 
„und die man Ihnen gerne geben wird, ſobald nur Ihr Credit-Weſen in Ordnung ge— 
„bracht ijt. So wol dem Capitalisten, der ſein Geld placiren will, als auch Ihnen ijt 
„dadurch geholfen. 
„In Schleſien, wo der Adel durch den Krieg ganz ruiniret war, habe ich ſelbigen durch 
„Diele Einrichtung wieder aufgeholfen, und hernach auch in der Mark. Im Anfange habe ich 
„vielen Widerſtand gefunden, weil manche ein Hinderniß dabei zu bemerken glaubten ihre Güther 
„nach Gefallen zu verthun, und das Ihrige durchbringen zu können. : 
„Allein, hat Jemand baar Geld, jo kann ev ſolches nach Gefallen depensiren, und wird 
„ihm durch dieſe Einrichtung Niemand daran hinderlich ſein. Aber in Auſehung der Güther 
„vigiliret nunmehr ein Landſtand auf den andern, dajj er ſein Gut nicht deteriorire oder gänzlich 
„devastire, und das ijt nützlich; denn dadurch wird der Adel conserviret, woran mir gar viel 
„gelegen, da mir der Adel bei der Armee ganz unentbehrlich iſt. Freilich dürfen und können 
„ſie nicht alle in Kriegsdienſte gehen; es müſſen auch einige zu Hauſe bleiben, ſo die Angelegen— 
„heiten ihrer Familie und Verwandten beſorgen; im gleichen brauche ich den Adel um Praesi- 
„denten und Ministres daraus zu wählen. Und ich ſehe niemals darauf, ob einer reich oder 
„arm iſt, wenn er nur Verdienſte hat; alsdann kann ein Armer auch reich werden. 
„Viele ſind auch durch gute Wirthſchaft zu einem anſehnlichen Vermögen gekommen, 


„wie beſonders in Schleſien geſchehen. Und in Pommern würde manches nach der Schleſiſchen 
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„Methode mit Vortheil eingeführt werden können, beſonders durch beſſere Einrichtungen mit den 
„Schäfereien und dem Viehſtande. 

„Auch will ich gerne fernerhin und jährlich, jo lange ich lebe, dem Lande Meliorations- 
„Gelder geben. Ich laſſe eine oder anderthalb Millionen mehr im Tresor oder nicht, das iſt 
„gleichviel, und beſſer wenn ich noch in meinem Leben damit Gutes ſtifte.“ 

Dieſe hochherzige Hingebung des Königs bethätigte fic) auch in der fortgeſetzten perjóne 
lichen Theilnahme an der Pflege der landſchaftlichen Einrichtungen. Das Märkiſche Kreditinſtitut 
wollte anfänglich nicht den gewünſchten Fortgang nehmen, die Pfandbriefsemiſſion der erſten fünf 
Jahre erreichte nur 2½ Millionen Thaler und dabei waren 60 000 Thaler von dem Stiftungs- 
fonds zugeſetzt. Der König ordnete eine Reviſion des Reglements an, wleche die Taxaufnahme 
und die Pfandbriefsbewilligung erleichterte, gleichwohl nicht den erwarteten Erfolg hatte. Die alle 
Güter umfaſſende Generalgarantie, au welcher nach der Anſicht des Königs feſtgehalten war, fand 
fortdauernden Widerſpruch. Der König beauftragte unterm 2. Dezember 1783 den Großkanzler 
von Carmer von Neuem „die Umſtände ein Bischen zu examiniren und vorher nachzuſehen, 
„wie es eigentlich damit beſchaffen fei.“ Man berichtete, daß „weil in Anſehung des neue 
„märkiſchen Kreditſyſtems keine Vereinigung der geſammten Stände zu erwarten ſtände, das beſte 
„Mittel ſei, daß diejenigen der Stände, welche daran theilgenommen, ſich für ſich allein zuſammen— 
„thäten.“ Darauf hin wurde — abweichend von den anderen Landſchaften — die General— 
garantie in der Mark auf die „zum Kreditwerk verbundenen“ d. h. auf die bepfandbrieften Güter 
beſchränkt. Auch die Wahl der Landſchaftsräthe und Direktoren überwachte der König mit be— 
ſonderer Sorgfalt und verſagte die Beſtätigung, wenn nicht verſtändige und zuverläſſige Perſonen 
gewählt wurden, darauf hinweiſend, daß „die Geſchäfte serieuse traktiret werden müſſen.“ 

Friedrich Wilhelm II. ſagte den weſtpreußiſchen Ständen bei der Huldigung in Königs— 
berg die Gewährung eines Kreditinſtituts zu. Die Verſchuldung des Grundbeſitzes in Weſtpreußen 
war damals zwar keine übermäßige. Eine Zuſammenſtellung aus jener Zeit berechnete den Werth 
ſämmtlicher Rittergüter der Provinz auf rund 12 Millionen und die Schulden derſelben auf rund 
5½ Millionen Thaler. Gleichwohl war — wie Carmer dem König berichtet — die Landwirth— 
ſchaft in Verfall, als deſſen Urſachen angegeben werden: „Mangel an baarem Gelde und deſſen 
„Cirkulation in dieſer Provinz, wo Fabriquen, Handlung und andere Zweige der Industrie ſich 
„nur noch in ihrer Kindheit befinden; die ſchlechte Wirthſchaft, welche mit den Revenüen mancher 
„Großen, beſonders der in Pohlen lebenden Gutsbeſitzer getrieben wird; die daraus folgende 
„Unordnung und Saumſeligkeit in Abführung der Capitalien und Zinſen und das aus dieſen 
„Quellen entſpringende allgemeine Mißtrauen des im und ausländiſchen Publici in eine 
„mit ſolchen Gütern zu beſtellende Sicherheit“. Der Zinsfuß ſoll mindeſtens 7 Prozent, oft 
auch 8 bis 10 Prozent betragen haben. — Schon unterm 2. November 1786 — wenige 


Monate nach dem Regierungsantritte — erließ der König den Befehl zur Errichtung der Weſt— 
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preußiſchen Landſchaft. Zu dem Behufe trat ein von ihm aus den Ständen ernannter 5 
(,,Comittée“) — unter dem Vorſitze des Schleſiſchen Landſchaftsrepräſentanten Geheimrath 
von Mützſchefahl als Königl. Kommiſſarius und unter Zuziehung des Kammergerichtsrath 
Kühze zur Führung der Protokolle — am 9. Februar 1787 zu Konitz zuſammen. Die Mit⸗ 
glieder des Ausſchuſſes waren: 

der Königl. Polniſche Kron-Großnotar Graf von Mielzinski auf Gollanz, 

der Königl. Polniſche Generallieutenant Graf von der Golz auf Grabionne, 

der Königl. Polniſche Generalmajor Graf von Krockow auf Kaaz, 

der Königl. Preußiſche Oberſt Graf von Krockow auf Krockow, 

der Königl. Polniſche General-Adjutant Graf von Grabowski auf Krulikowo, 

der Königl. Polniſche Oberſt von Tiedemann auf Ruſſoczin, 

der Königl. Polniſche Kammerherr von Unruh auf Fuhlbeck, 

der Königl. Kammerherr von Lebinski auf Salenzin, 

der Königl. Kammerherr von Kalkſtein auf Klonowke, 

und der Königl. Kammerherr von Grabowski auf Liſſow. 

Dazu kam im Laufe der Verhandlungen als eilftes Mitglied (für den Marienwerder— 
Marienburger Kreis) Hans von Auerswald auf Faulen. Der Wortführer der Stände war 
hauptſächlich Graf von der Golz. 

Der Berathung wurden die landſchaftlichen Reglements für Schleſien und Pommern, 
eine Inſtruktion Carmer's und der darnach von Kühze ausgearbeitete Reglementsentwurf für 
die Weſtpreußiſche Landſchaft zu Grunde gelegt. Innerhalb vierzehn Tagen war das Reglement 
— bis auf einige Differenzen, über welche ſich die Stände mit dem Königlichen Kommiſſar nicht 
einigen konnten — fertig geſtellt, desgleichen die „General detaxations principia* feſtgeſetzt und 
über die erſten Einrichtungen der Verwaltung grundlegende Beſchlüſſe gefaßt. Die unerledigt 
gebliebenen Gegenſtände waren vornemlich: die Eintheilung der Landſchaft (ob in zwei Departe— 
ments, wie die Regierung, oder in vier, wie die Stände wollten), der Sitz der General-Direktion 
(ob Graudenz oder Danzig oder Elbing), die Höhe des Zinsfußes der Pfandbriefe (ob 4½ oder 
nur 4 Prozent) und die Ausdehnung der Kreditgrenze (ob bis ½ oder bis / des Gutswerths). — 
Dieſe Punkte fanden Erledigung auf der Konferenz zu Berlin, welche dort am 28. März 1787 unter 
dem Vorſitze des Großkanzler von Carmer mit drei Deputirten des Ausſchuſſes (Mielzinski, 
Krockow und Golz) und dem dazu inzwiſchen vom Inowratzlawer Kreiſe gewählten Kammer- 
herrn von Wolsky ſtattfand. Es wurde die Bildung von vier Departements (der noch gegen— 
wärtig beſtehenden) nachgegeben, als Sitz der General-Direktion Graudenz beſtimmt (1797 kam 
dieſelbe nach Marienwerder), die Höhe des Zinsfußes der Pfandbriefe und des darüber hinaus 
vom Schuldner zu zahlenden „Quittungsgroſchen“ (des Beitrages zu den Verwaltungskoſten) aus 
dem Reglement ganz weggelaſſen und die diesfällige Feſtſetzung der Verwaltung überwieſen, die 


Kreditgrenze auf die Hälfte des Gutswerths beſchränkt, jedoch vorbehalten, beſonders nothleiden- 
den Beſitzern ausnahmsweiſe noch ein Sechstel, mit der Verbindlichkeit zur Tilgung innerhalb 
zehn Jahren, zu gewähren. 

Drei Wochen darauf am 19. April 1787 erfolgte die landesherrliche Beſtätigung (Kon— 
firmation) des Weſtpreußiſchen Landſchafts-Reglement „als eines zu ewigen Zeiten beſtehenden 
Landesgeſetzes“. In Verbindung damit erging auf Anſuchen der Stände die Aſſekurationsakte 
vom 12. Mai deſſ. J., wonach die auf deren Gütern haftende ordinaire Kontribution niemals 
erhöht werden ſollte. 

Die Weſtpreußiſche Landſchaft umfaßt noch heute ſämmtliche adelige Güter der früheren 
Erbprovinz Weſtpreußen, wie ſolche zur Zeit der Gründung des Inſtituts beſtanden hat, einſchließlich 
des jetzt der Provinz Poſen angehörigen Netzdiſtrikts, und der früher zu Oſtpreußen gehörig ge— 
weſenen ehemaligen Hauptämter Marienwerder und Rieſenburg. Auch die Kreiſe, in welche die 
vier Landſchaftsdepartements (Danzig — früher Altſchottland, ſo genannt nach einem Vororte 
dieſer Stadt, welche 1787 noch nicht zu Preußen gehörte —, Bromberg, Schneidemühl und 
Marienwerder) eingetheilt ſind, entſprachen der damaligen Kreiseintheilung. 

Die Generalgarantie erſtreckt ſich auf ſämmtliche „zum Kreditwerke verbundene Güter“, 
alſo auch auf die nicht bepfandbrieften. Urſprünglich ſollte zwar das von dem durch Königliche 
Ernennung eingeſetzten Ausſchuſſe entworfene Landſchafts-Reglement „den geſammten Ständen“ 
vorgelegt und erſt unter deren Zuziehung daſſelbe feſtgeſtellt werden. Dieſe Abſicht wurde — 
wohl wegen der damit verknüpften Weitläufigkeiten — ſpäter aufgegeben. In dem die landes- 
herrliche Beſtätigung des Reglements nachſuchenden Berichte des Ausſchuſſes wird geſagt: 

„Sämmtliche Stände der Erbprovinz Weſtpreußen und der zu Oſtpreußen gehörigen 
„Kreyſe Marienwerder acceptiren die der Provinz angekündigte Allerhöchſte Königliche Gnade 
„in tiefſter Devotion ... und unterwerfen ... die nachſtehenden Grundſätze zum Behufe des 
„neuen Landſchafts-Syſtems (das Reglement) der allererlauchteſten Königlichen Beurtheilung 
„und Beſtätigung.“ 

In der Allerhöchſten Beſtätigungsurkunde wird erwidert: 

„Erwarten dagegen aber auch, daß keiner von allen Gutsbeſitzern in der Provinz 
„Weſtpreußen und damit verbundenen Diſtrikten, die ihm durch gegenwärtige Landſchaftliche Ver— 
„bindung widerfahrende Wohlthat verkennen oder ſich gar davon ſelbſt ausſchließen werde; 

„Verſehen uns vielmehr zu einem jeden Unſerer dortigen getreuen Landſtände, daſſ derſelbe 
„dieſer auf den ſolideſten Grundſätzen beruhenden Verbindung, die ebenſowohl das allgemeine, 
„als das beſondere Beſte eines Jeden, ohne die geringſte Gefahr oder Nachtheil für irgend 
„Jemand zur Abſicht hat, unweigerlich beitreten und ſolchergeſtalt der geſammte Adel ſich ver— 
„einigen werde, ſeine der Hülfe bedürfenden Mitglieder patriotiſch zu unterſtützen; ſie dadurch bei 
„dem Beſitz ihrer Güter zu erhalten; auch alle ſchädlichen Folgen, welche eine ſchlechte und 

4 


14 
„unordentliche Bewirthſchaftung ſolcher Güter nach ſich zu ziehen pflegt, durch genaue Aufjicht 
„und wirkſame Vorkehrungen zu verhüten.“ 

Noch während die Verhandlungen über die Abfaſſung des Reglements im Gange waren, 
wurden die erſten Einrichtungen der Landſchaft vorbereitet. Der König gab dazu 5000 Thaler 
als Geſchenk, und zum Geſchäftsbetriebe 200 000 Thaler, zunächſt als Vorſchuß auf 15 Jahre 
gegen 2 Prozent Zinſen. Nach Beſtätigung des Reglements erließ Carmer, in deſſen Händen die 
Funktionen der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde noch längere Zeit verblieben, unter Svarez Mitwirkung 
eine Reihe der eingehendſten Verfügungen, ſowie die öffentlichen Bekanntmachungen zur Aus— 
führung des Reglements, ferner — auf Spezialbefehl des Königs — eine Indultverordnung (vom 
2. Juni 1787) gegen übereilte Kündigungen von Privathypotheken, verſchaffte auch der Land— 
ſchaft die nöthig werdenden Geldmittel bei der Bank. Zum General-Landſchaftsdirektor wurde 
Graf Mielzinski, zu Repräſentanten (Generalräthen) v. Tiedemann und v. Unruh, zum Ge— 
neralſyndikus Kühze — ſchon von dem Ausſchuſſe in Konitz — gewählt. Mielzins ki lehnte ab. 
Deshalb übernahm einſtweilen Mützſchefahl und als ſein Subſtitut Graf v. d. Golz die Leitung 
des Juſtituts, bis letzterer von dem reglementsmäßigen erſten engeren Ausſchuſſe, welcher vom 7. bis 
11. September 1787 zu Graudenz im dortigen Jeſuitenkollegio tagte, zum General-Landſchafts— 
Direktor erwählt und unterm 26. deſſ. M. von dem Könige beſtätigt wurde. Inzwiſchen waren 
in den Departements die Kreistage abgehalten, die Beamten der Provinzialdirektionen gewählt 
und letztere formirt, ſo daß auf dem erſten Engeren Ausſchuſſe ſämmtliche Departements von 
ihren Direktoren und Deputirten vertreten werden konnten. Auf demſelben wurde der Verwal— 
timgsetat (mit rund 12 800 Thalern) feſtgeſetzt, der Zinsfuß der Pfandbriefe, welcher für die 
ſchleſiſchen von urſprünglich 5 Prozent (im Jahre 1770) auf 47/3 Prozent (1777) heruntergegangen 
war und fic) 1788 auf 4 Prozent ermäßigte, auch für die weſtpreußiſchen Emiſſionen nur auf dieſen Satz 
(Prozent) und der Quittungsgroſchen auf ½ Prozent beſtimmt, eine Agentur zur Auszahlung der Zinſen 
und ſonſtigem Geſchäftsverkehr wurde in Berlin errichtet. Weihnachten 1787 begann die Pfand— 
briefsausfertigung mit rund 486 000 Thalern, Johanni 1788 ſtieg ſie auf rund 1080 000 Thaler 
und erreichte, jährlich zunehmend, bis Johanni 1806 die Höhe von rund 9 Millionen. Dieſe faſt 
20 jährige Periode war im Ganzen eine für die Landſchaft glückliche. Ungeachtet der Staaten 
erſchütternden Ereigniſſe, der franzöſiſchen Revolution von 1789, der europäiſchen Koalitions— 
kriege gegen Frankreich (17931802, 1805), der Auflöſung des deutſchen Reichs und der Grün— 
dung des napoleoniſchen Kaiſerthums, ſtanden die weſtpreußiſchen Pfandbriefe ebenſo wie die 
aus anderen Provinzen bis 1806 fajt durchweg ein bis zwei Prozent über ihrem Nemuverth. 
Der Nordoſten Deutſchlands erfreute ſich während jener im Süden und Weſten bewegten Zeit 
eines tiefen Friedens, welcher auch durch die zweite und dritte Theilung Polens (1793, 1795) 
nicht geſtört wurde. Weſtpreußen begann unter der ſegensreichen Regierung des großen Königs 


und ſeiner Nachfolger aus der materiellen und geiſtigen Verkommenheit, in die es unter 300 jähriger 
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Fremdherrſchaft verſunken war, ſich herauszuarbeiten und wiederaufzublühen. Dazu kamen eine 
t ) 0 ) >) 

Reihe guter Ernten, namentlich in den Jahren 1793, 1796 und 1799, während England Miß— 
ernten hatte. Die Weizenausfuhr über Danzig verdoppelte ſich. Die Getreidepreiſe ſtiegen 


fortgeſetzt. Sie betrugen nach einer Aufzeichnung durchſchnittlich für den Scheffel 


in den Jahren 1773-1786 17871798 und 1799 —1807 

Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. 
für Weizen 1 11 = 2 3 = 3 Tests 
für Roggen — 25 9 1 7 4 1 27 3 


(Roszius, Weſtpreußen von 1772—1827. Marienwerder 1828 S. 176 ff.). 

Mit den Getreidepreiſen ſtieg der Werth der Güter. Die Steigerung wurde durch den 
mit derſelben hervorgerufenen Güterhandel und durch die Zulaſſung Nichtadliger zum Beſitze von 
Rittergütern begünſtigt. Die Pfandbriefe gewährten dem Gutsbeſitzer einen billigen und 
feſten Grundkredit, dem Kapitaliſten aber ein Werthpapier, welches prompte Zinſenzahlung und 
eine Sicherheit, wie keine andere Hypothek darbot, jeder Ueberwachung dieſer Sicherheit überhob 
und bei der Möglichkeit jederzeitiger Verſilberung auf dem Geldmarkte, die Stelle des baaren 
Geldes vertreten und als zinsbarer Kaſſenbeſtand dienen konnte. Daher die Gunſt der Kapita— 
lifter, die ſich auch den weſtpreußiſchen Pfandbriefen alsbald zuwendete und die in zahlreichen, 
der Landſchaft gemachten Anerbietungen baaren Geldes für zu überlaſſende Pfandbriefe ihren 
Ausdruck fand. Es kamen aus anderen Gegenden, namentlich über Berlin — große Kapitalien 
in die Provinz. Der Zinsfuß fiel, er hob ſich zwar nach dem Erwerbe von Südpreußen (1793/5), 
als ſich dort ein neues Gebiet zu Kapitalsanlagen erſchloß, aber nur vorübergehend. Ebenſo 
bald wurden die derzeitigen Verlegenheiten überwunden, welche der Landſchaft dadurch entſtanden, 
daß die Gläubiger — wozu ſie nach dem Reglement von 1787 berechtigt waren — Pfandbriefe 
auf Baarzahlung des Nennwerths kündigten. — Der Quittungsgroſchen neben dem Zinsbezuge 
von dem Königlichen Dotationsfonds gewährte, obſchon der Verwaltungsetat bald das Doppelte 
des urſprünglichen erreichte, Ueberſchüſſe und wurde 1794 auf ½ Prozent ermäßigt, ſeitdem hatten die 
Schuldner im Ganzen nur 4½ Prozent jährlich zu entrichten. Zu dem Landſchafts-Reglement wurden 
von dem größeren landſchaftlichen Ausſchuſſe am 22. Juli 1794 „Erläuterungen, nähere Beſtim⸗ 
mungen und Abänderungen“ entworfen und am 26. Februar 1795 landesherrlich bejtátigt, zugleich 
auch die Generaldetaxationsprinzipien „rektificirt“. Dieſe reglementariſchen Beſtimmungen ent⸗ 
hielten unverändert bis zum Jahre 1838 die hauptſächlichſten leitenden Grundſätze des Inftituts. 

Die unglücklichen Ereigniſſe von 1806 trafen die Weſtpreußiſche Landſchaft ſchwerer als 
die der anderen Provinzen. Sie durchbrachen das Kreditſyſtem in den Grundveſten und führten 
es der Auflöſung nahe. Der Tilſiter Frieden, am 12. Juli 1807 ratifizirt, trennte und ſchlug 
zum Herzogthum Warſchau den größeren Theil des Gebiets der Weſtpreußiſchen Landſchaft: 
die landſchaftlichen Kreiſe Bromberg, Inowrazlaw, Culm, Michelau ganz, die Kreiſe Cammin 
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und Deutſch-Crone zum Theil. Schon am 20. Juni 1807 — nod) vor der Ratifikation des Friedens 
— unterſagte die fremde Regierung ihren Unterthanen alle Zahlungen an Ausländer bei Strafe der 
Konfiskation. Die zum Herzogthum Warſchau geſchlagenen Güter zahlten von ihrer Pfandbriefs— 
ſchuld (5,77 Millionen Thaler) weder die zu Weihnachten 1806 und Johanni 1807 (mit 248 000 
Thalern) rückſtändig gebliebenen, noch überhaupt Zinſen bis 1815. Nur die an den neuen Frei— 
ſtaat Danzig gekommenen Güter kamen ihren Verpflichtungen gegen die Landſchaft möglichſt nach. 
Deren Zahl war aber nicht von Belang. Die dem Vaterlande gebliebenen, mit 4, Millionen 
belaſteten Güter ſollten nun aus der allgemeinen Bürgſchaft (Generalgarantie) für die Zinſen 
der geſammten Pfandbriefsſchuld (damals in Höhe von 10 074 255 Thalern) den Gläubigern. 
aufkommen. Acht Zehntel der Pfandbriefe befanden ſich überdies im Inlande. Den Gutsbeſitzern 
waren aber unter den Unruhen und Laſten des Krieges die Quellen des Einkommens verſiegt. 
Die Provinz war von fremden Truppen beſetzt. Zwei Jahre hinter einander wurde ſchlecht geſäet 
und dementſprechend geerntet. Viehſeuchen kamen hinzu. Die Koutinentaljperre gegen England 
unterdrückte Handel und Verkehr mit dem Auslande. Die Kriegskontributionen ſteigerten den 
Geldmangel. Kourant fehlte ganz in der Provinz, war nicht gegen 12 Prozent Agio aufzutreiben. 
Der Kurs der Pfandbriefe fiel jähe, 1807 auf 65½, 1808 auf 47½, 1811 auf 45½ Prozent. 
Im Verkehr waren die auf Gütern im Herzogthum Warſchau haftenden Pfandbriefe von den 
auf Gütern des Inlandes haftenden unterſchieden, erſtere mit B, letztere mit A bezeichnet. Den 
niedrigſten Stand erreichten die Pfandbriefe im Jahre 1812, nämlich die zu A mit 34½ Prozent 
und die zu B mit 17 Prozent. 

Die Landſchaft ſuchte ſich in das Unvermeidliche zu ſchicken. Aus dem ihr verbliebenen 
Gebiete wurden zwei Departements hergeſtellt. Das Danziger wurde zu dem Departement 
Marienwerder geſchlagen und umfaßte dieſes nunmehr die landſchaftlichen Kreiſe Marienwerder — 
Rieſenburg, Marienburg, Stargardt und Dirſchau. Der Konitzer Kreis und die unter preußiſcher 
Landeshoheit gebliebenen Theile des Camminer und Deutſch-Kroner Kreiſes bildeten das zweite 
Departement, deren Direktion zuerſt in Märkiſch-Friedland, dann in Jaſtrow ihren Sitz erhielt. 
Vor Allem ſuchte man eine Verſtändigung mit der Regierung zu Warſchau wegen Ausſcheidung 
der nunmehr dorthin gehörigen Güter aus dem landſchaftlichen Verbande, wegen Befreiung von 
der Mitverhaftung für deren Verbindlichkeiten und wegen Berichtigung der aus der Zeit vor und 
nach dem Tilſiter Frieden rückſtändigen Pfandbriefszinſen. Die darüber Jahre lang, zuerſt direkt 
durch einen nach Warſchau entſendeten landſchaftlichen Kommiſſarius, dann auf diplomatiſchem 
Wege durch den dortigen preußiſchen Geſandten gepflogenen Unterhandlungen führten jedoch nicht 
zum Ziele. In der Noth traten verſchiedene Pläne hervor. So dachte man daran, die War— 
ſchauer Pfandbriefsſchuld gegen die franzöſiſche Kriegskontribution zu verrechnen und für erſtere 
die preußiſchen Staatsdomänen zu verpfänden. Auch die Idee tauchte auf, gegen einzuziehende 
Pfandbriefe un verzinsliche Pfandbriefszettel zu einem bis zwei Thalern unter ſtaatlicher Autorität 
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als Papiergeld auszugeben, dadurch die Zirkulationsmittel im Lande zu mehren und der Land— 
ſchaft die Zinſenlaſt zu erleichtern. Die Erweiterung des landſchaftlichen Verbandes durch Auf— 
nahme der nichtadeligen Güter und Grundſtücke kam auf dem Landtage von 1809 zur Berathung 
und wurde darüber mit Vertretern aus dem bäuerlichen Stande verhandelt. All' dieſe Pläne 
und Verhandlungen halfen nicht. Schließlich entſchied das Schwert in der Ebene bei Leipzig 
und auf dem Felde von Waterloo auch über das Schickſal der Weſtpreußiſchen Landſchaft. Noch 
aus der Hauptſtadt des Feindes unterm 15. Juli 1815 erging der Königliche Erlaß, welcher die 
Weſtpreußiſche Landſchaft in ihrer früheren Ausdehnung wiederherſtellte. Darin wurde beſtimmt: 
„daß der Vereinigung des Netzdiſtrikts mit dem Großherzogthum Poſen ungeachtet das ganze 
„Weſtpreußiſche Landſchaftsſyſtem, ſo wie es vorher bis Johannis 1807 beſtanden, wieder vereinigt 
„werden, aber von Weihnachten 1815 an als neuentſtanden betrachtet werden ſollte, daß dabei 
„der ſeit dem Tilſiter Frieden Preußen verbliebene Theil des Landſchaftsſyſtems bis zu der 
„Wiedervereinigung als in allen rechtlichen Beziehungen wirklich getrennt betrachtet, an Zins 
„reſten aus dieſer Periode alſo für jeden Theil beſonders behandelt werden ſollte.“ 
Wiederhergeſtellt war nun zwar die Landſchaft in ihren alten Grenzen, aber tief geſchädigt 
durch eine faſt erdrückende Schuldenlaſt. Die Zinſenreſte aus der Zeit von 1807—1815 betrugen 


von den Gütern preußiſch gebliebenen Ant heil. 600 850 Thaler 
und von den Gütern warſchauiſch geweſenen Antheills . . 2184662 = 


2 785 512 Thaler, 
d. i. faft 28 Prozent der damaligen Pfandbriefkapitalsſchuld von ca. 10 Millionen. Dieſe Rück— 
ſtände ſollten neben den laufenden Zinſen abgebürdet werden. Dabei die traurige Lage des 
Grundbeſitzes. Inventar im Kriege und durch Viehſeuchen vernichtet, Kultur des Landes zurück— 
gegangen, Geld theuer und knapp, Zinsfuß für Privatkapital auf 9 Prozent geſtiegen. Eine 
große und lange wirthſchaftliche Kriſis begann 1818. Die Getreidepreiſe fielen reißend, in den 
Jahren 1824 und 1825 bis auf 13— 14 Silbergroſchen für den Scheffel Roggen und auf 26 Silber- 
groſchen bis 1 Thaler für den Scheffel Weizen. Dieſe kaum die Produktionskoſten deckenden 
Preiſe währten bis in die dreißiger Jahre hinein. Dazu ſchlechte Wege und gänzlicher Mangel 
an Kunſtſtraßen nach den Abſatzorten. Drei Jahre hinter einander (1820—1822) hatte die Provinz 
Mißernten, auch 1825 und 1826 Mißwachs in Folge ungewöhnlicher Dürre, 1829 große Ver⸗ 
heerungen durch die Weichſel. Die unentgeltliche Aufhebung der Zwangs- und Bannrechte, der 
Brau- und Brennerei-Gerechtigkeit, des Krugverlags, des Mühlenzwanges verminderten die Ein— 
nahmen der Landgüter ebenſo wie die Veränderung des Abgabenſyſtems, namentlich die Einführung 
der allgemeinen Maiſch- und Malzſteuer und der damit verbundenen ſtrengeren Kontrol-Anſtalten, 
welche die Einſtellung der meiſten Brennereien, deren Beſitzer der Mittel zur Beſſerung ihrer 
Geräthe entbehrten, zur Folge Hatte. Die Regulirung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe, 
welche in Weſtpreußen — in wohlwollender Abſicht — beſonders beſchleunigt wurde, gab dem 
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Gutsbeſitzer Zuwachs an Land, machte ſeine Lage aber noch ſchwieriger, da es ihm an Kapital 
zur erſten Einrichtung ſowohl als zum Betriebe fehlte. Die Ablöſung der Dienſte und Leiſtungen 
von den bäuerlichen Grundſtücken führte zum Uebergange von der Natural in die Geld-Wirthſchaft. 
Die geſammten landwirthſchaftlichen Verhältniſſe ſollten in einer Weiſe umgebildet werden, welche 
ſowohl der veränderten Geſetzgebung wie den Forderungen der neu begründeten Wiſſenſchaft vom 
Landbau Rechnung trug. 

Der Pfandbrief⸗Inhaber hatte damals ſeinerſeits das Recht zur Kündigung auf Baars 
zahlung des Nennwerths. Die Weſtpreußiſchen Pfandbriefe (Aprozentig) ſtanden von 1807 bis Ende 
der zwanziger Jahre unter Pari, 1823 und 1824: 76 Prozent. Darnach lag die Kündigung im 
Intereſſe des Gläubigers. Zum Schutze dagegen wurden vom Staate in der Zeit von 1807 bis 
1831 hinter einander ſieben Indultgeſetze gegeben. Dieſer Kapitalienindult hörte erſt Weihnachten 
1832 mit der Stiftung des Tilgungsfonds (durch die Königliche Kabinetsordre vom 26. Dezember 
1832) inſoweit auf, als die Landſchaft nur einen ſolchen Betrag an aufgekündigten Pfandbriefen 
einzulöſen verpflichtet wurde, als ſie aus der laufenden Einnahme des Tilgungsfonds und ſeiner 
Beſtände beſtreiten konnte. 

Viel ſchwieriger und verhängnißvoll wurde der Landſchaft die Abbürdung der Zinſen— 
reſte aus den Jahren 1807 bis 1815. In Betreff derſelben ergingen vom Staate eine Reihe 
von Moratorien, zuletzt unterm 25. Februar 1825 mit der Beſtimmung, daß — 1824 eingerechnet 
— jährlich ein Neuntel der Zinsrückſtände abgetragen werden ſollte. Es gelang auch wirklich, 
bis Weihnachten 1833 ſämmtliche Reſtzinſenkupons einzulöſen, bis auf einen Betrag von circa 
29 000 Thalern, deren Inhaber ſich wiederholten Aufrufs ungeachtet nicht meldeten. Dieſes 
Ergebniß zu erreichen, erforderte aber ſchwere Opfer. Der aus dem Kriege noch gerettete eigen— 
thümliche Fonds, die Königliche Dotation von 200 000 Thalern, ging damals verloren. Die 
bepfandbrieften Güter wurden in Maſſe ſequeſtrirt. Deren Zahl betrug 1821 ſchon 135 und 
ſtieg 1826 bis auf 250. Die Sequeftrationen brachten aber meiſthin nicht einmal die laufenden 
Pfandbriefzinſen ein. Der Verſuch, die ſequeſtrirten Güter auf drei Jahre zu verpachten, miß⸗ 
lang in der Regel, da bei dem Mangel an Inventar und bei den niedrigen Getreidepreiſen an— 
nehmbare Gebote ſchwer zu finden waren. Die große Menge und die lange Dauer der Seque— 
ſtrationen wirkte nachtheilig auf die allgemeine Landeskultur. 1825 drang deshalb der König- 
liche Kommiſſarius auf den Verkauf der „rettungsloſen“ Güter unter Zuſage der Deckung von 
Ausfällen. Nunmehr begannen die Subhaſtationen in Maſſe. Deren Zahl betrug 1826: 138, 
1827: 147, 1828: 103 und 1829 noch 82. Der Verkauf vieler Güter in kurzer Zeit drückte 
deren Preis tief unter ihren Taxwerth, zumal bei den damaligen Konjunkturen. Da nach der— 
zeitiger Geſetzgebung adlige Güter in der Subhaſtation nicht unter zwei Drittel der Taxe zuge— 
ſchlagen werden durften, mußten die Taxen wiederholt herabgeſetzt werden, um den Verkauf zu 
ermöglichen. Der Beſitz verſchob ſich im Großen. Viele Exiſtenzen und Werthe gingen verloren. 


Die Landſchaft erlitt Ausfälle an Kapital und Zinſen. Bis Ende 1828 wurden dieſelben aus 
dem durch Kabinetsordre vom 12. Februar 1825 für Oſt- und Weſtpreußen geſtifteten Pro⸗ 
vinzial⸗Unterſtützungsfonds durch Vorſchüſſe gedeckt, deren Rückerſtattung jedoch in der Kabinets⸗ 
ordre vom 28. Oktober 1828 erlaſſen wurde. Dagegen wurden die aus dem Königlichen Staats⸗ 
ſchatze zur Zinszahlung Johanni 1828 gegebenen 25 000 Thaler ſpäter aus der Landſchaftskaſſe 
erſtattet. — Im Uebrigen hat die Landſchaft in jenen ſchwierigen Zeiten ihre Verbindlichkeiten 
aus eigenen Mitteln erfüllt. Die Anwendung der Generalgarantie wurde auf dem Generalland— 
tage von 1829 erwogen, eine Löſung aber nicht gefunden und die Verlegenheit in anderer Weiſe 
gehoben. Nach Schließung des Königlichen Unterſtützungsfonds (1828) bis 1835 zahlte die 
Landſchaft ca. 526 000 Thaler an alten Zinskupons (1809/15) und an Kapitalsausfällen, ohne 
daß ihr anderweitige außerordentliche Mittel zu Gebote ſtanden, als der um ¼ Prozent erhöhte 
Quittungsgroſchen und die Erſparniſſe aus der Verwaltung, deren Etats auf's Aeußerſte beſchränkt 
wurden, wobei die ſtändiſchen Beamten durch erhebliche Ermäßigung ihrer Gehälter in gemein— 
ſinniger Weiſe vorangingen. 

Seit Mitte der dreißiger Jahre begannen die Verhältniſſe ſich günſtiger zu geſtalten. 
Der politiſche Horizont, welcher am Anfange dieſes Jahrzehnts durch die franzöſiſche, die 
belgiſche und die polniſche Revolution getrübt worden war, hatte ſich geklärt; die Ausſicht auf 
eine friedliche Zukunft führte dem Geldmarkte wieder Kapitalien zu und zwar ſo reichlich, daß 
ein Geldüberfluß entſtand. Derſelbe kam weſentlich dem Grundbeſitz zu ſtatten, da der Bau von 
Eiſenbahnen und andere große induſtrielle Unternehmungen Kapitalien kaum beanſpruchten. Er⸗ 
ſchien doch das erſte Geſetz über Eiſenbahnen erſt am Ende des Jahres 1838 und das erſte 
Geſetz über Aktiengeſellſchaften erſt 1843. Die reife der landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe ſtiegen 
allmählig, und damit die Preiſe der Güter. 1835 ſtanden nur noch 22 Güter zur Subhaſtation 
und waren von den 55 Gütern, welche die Landſchaft bis 1831 hatte erſtehen müſſen, nur noch 
5 derſelben in ihrem Beſitze. Der Verkauf mancher Güter glich frühere Verluſte zum Theil 
wieder aus. Der Kurs der Pfandbriefe ſtieg über Pari, 1835 auf 102⅝ und 1837 bis auf 
1043/, Prozent. Unter dieſen Umſtänden erſchien es angezeigt, dem Vorgange anderer land— 
ſchaftlicher Kreditinſtitute zu folgen und mit der Konvertirung auch der Weſtpreußiſchen Pfand— 
briefe vorzugehen. Dieſelbe wurde ſchon 1836 beſchloſſen, aber erſt 1838 ausgeführt nach Maj: 
gabe der Allerh. Kabinetsordre vom 22. Februar deſſelben Jahres. Der Zinsfuß der bis dahin 
4 prozentigen Pfandbriefe wurde auf 3½ Prozent herabgeſetzt, außerdem das Kündigungsrecht 
des Pfandbriefinhaber auf Baarzahlung des Nennbetrages aufgehoben. Letzteres empfahl ſich 
aus dem Grunde, weil die wirthſchaftliche Benutzung eines Landgutes dem Beſitzer nur Renten 
gewährt, Kapitalkündigungen daher für ihn, ſowie für das Inſtitut, welches Schuldpapiere aus⸗ 
giebt, die in der Hypothekenſchuld des Gutsbeſitzers ihre Deckung finden ſollen, äußerſt gefährlich 
ſind. Dagegen wurde die bereits ſeit 1832 beſtehende Verbindlichkeit des Beſitzers, die Pfand— 
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briefsſchuld durch Jahreszahlungen allmählig zu tilgen, aufrechterhalten, der diesfällige Beitrag 
noch erhöht. Die Konvertirung vollzog ſich in kurzer Friſt, indem faſt ſämmtliche Pfandbrief— 
inhaber freiwillig auf dieſelbe eingingen, ſie war aber mit Opfern verbunden, indem die Inhaber 
2 Prozent Prämie und die Seehandlung, welche das Unternehmen garantirte, 1 Prozent Proviſion 
erhielten. Die Geſammtkoſten von rund 328 400 Thalern abſorbirten die damaligen Beſtände 
des eigenthümlichen Fonds. Zur Wiederanſammlung deſſelben, ſowie an Zinſen, Tilgungs— 
beiträgen und Verwaltungskoſten hatten die Gutsbeſitzer, ungeachtet der Zinsreduktion der Pfand— 
briefe an die Landſchaft von Johanni 1838 bis Weihnachten 1840 4°/, Prozent, bis Weih— 
nachten 1843 4½ Prozent und erſt ſeit Johanni 1844, von da ab bis Johanni 1851 die 
Tilgungsbeiträge ſuspendirt wurden, 4 Prozent jährlich zu entrichten. Dem eigenthümlichen 
Fonds find durch die Jahresbeiträge (von 1/, Prozent) von Johanni 1841 bis Weihnachten 
1850 rund 419 000 Thaler zugeführt. Seitdem ſind keine Zahlungen zu demſelben von den 
Schuldnern geleiſtet. — Dem Tilgungsfonds floſſen von Johanni 1833 bis Weihnachten 1837 
jährlich / Prozent, demnächſt bis Weihnachten 1843 jährlich / Prozent zu, dieſe Zahlung 
wurde mit Johanni 1851 in Höhe von ½ Prozent wiedereröffnet, aber im Ganzen auf 5 Prozent 
der Pfandbriefsſchuld beſchränkt. — Beiträge zur Deckung der Verwaltungskoſten ſind ſeit 
Johanni 1851 nicht mehr entrichtet, letztere vielmehr aus den Zinſen des eigenthümlichen und 
des Tilgungsfonds beſtritten worden. — In Verbindung mit der Konvertirung von 1838 haben 
die noch Jahre lang fortgeſetzten, in der erſten Zeit ſogar noch erhöhten Leiſtungen der damaligen 
Gutsbeſitzer und eine mit großer Sparſamkeit geführte Verwaltung die vollſtändige Wiederher— 
ſtellung der Landſchaft und deren Ausſtattung mit eigenen Fonds, zu denen damals der Grund— 
ſtock geſammelt wurde, herbeigeführt. Allerdings kam die Gunſt der äußeren Verhältniſſe dazu. 
Die Preiſe der landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe ſtiegen in dem Jahrzehnt von 1841 — 1850 noch 
mehr, wie in dem vorangegangenen. Der Geldüberfluß hielt bis gegen Mitte der vierziger Jahre 
an. Die konvertirten (3½ prozentigen) Pfandbriefe ſtanden bis 1844 über Pari, in den Jahren 
1839 bis 1843 meiſthin über 103 Prozent. 

Mit der längſt als nothwendig erkannten Reviſion des Landſchaftsreglements von 1787, 
welches in mehrfacher Beziehung den veränderten Verhältniſſen nicht mehr entſprach, hatten ſich 
die Generallandtage ſchon ſeit 1824 beſchäftigt. Ein vollſtändig ausgearbeiteter Entwurf wurde 
auf dem Landtage von 1835 durchberathen und angenommen, die ſtaatliche Beſtätigung deſſelben 
aber wegen der im folgenden Jahre beſchloſſenen Konvertirung ausgeſetzt. Erſt in den Jahren 
1850/51 gelang es, das Reviſionswerk zum Abſchluß zu bringen. Das auf dem Generallandtage 
von 1850 revidirte Reglement wurde unterm 25. Juni 1851 Allerhöchſt beſtätigt und bildet mit den 
ſpäteren Zuſätzen noch gegenwärtig die rechtliche Unterlage des Inſtituts. In demſelben iſt unter 
zeitgemäßer Redaktion im Weſentlichen an den Grundprinzipien des alten Reglements mit den 


inzwiſchen eingetretenen Aenderungen feſtgehalten. Hervorzuheben bleiben vornehmlich die neuen 
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Beſtimmungen über die Fonds. Diefelben werden den Pfandbriefinhabern für haftbar erklärt, 
und zwar für jeden Ausfall am Gute zunächſt deſſen Antheil am Tilgungsfonds und darüber 
hinaus der eigenthümliche Fonds. Dagegen wird die früher beſtandene beſondere Garantie 
der einzelnen Departements für die Pfandbriefe auf den Gütern ihres Bereichs beſeitigt. Die 
Zwangsamortiſation wird im Prinzip beibehalten, jedoch wie erwähnt auf 5 Prozent der 
Kapitalſchuld eingeſchränkt. Der Tilgungsfonds giebt damit ſeine urſprüngliche Beſtimmung, 
die allmählige Abbürdung der ganzen Pfandbriefsſchuld auf und erhält hauptſächlich die 
Bedeutung eines Sicherheitsfonds. Die Pfandbriefsſchuldner haben aber nunmehr nur während 
der erſten zehn Jahre 4 Prozent, demnächſt 3½ Prozent jährlich an die Landſchaft zu entrichten. 
— Die zur zinsbaren Belegung der Fonds erforderlichen Pfandbriefe werden nicht mehr, wie 
früher durch Auslooſung, ſondern durch Ankauf zum Börſenkurſe beſchafft. — Den Gutsbeſitzern 
wird das Recht eingeräumt, die landſchaftliche Schuld durch Pfandbriefe, an Stelle der bisherigen 
Baarzahlung des Nennbetrages abzulöſen. — Die Beſtimmung des urſprünglichen Reglements, 
wonach auf den Landtagen nach Departements abgeſtimmt wurde, wird aufgehoben und die 
Abſtimmung nach Köpfen eingeführt. 

Die Pfandbriefe wurden früher unmittelbar und einzeln auf das Gut eingetragen und 
auf deſſen Namen ausgeſtellt. Dieſes Verfahren war — namentlich bei Schuldablöſungen — 
mit vielen Weiterungen und Koſten verbunden, indem die auf das zu befreiende Gut lautenden 
Pfandbriefe aus dem Verkehr gezogen werden mußten. Deshalb wurden durch das Regulativ 
vom 18. Mai 1864 Pfandbriefe ohne den Ausdruck der Spezial-Hypothek eingeführt, welche auf 
Grund von Schuldurkunden, die in Höhe der bewilligten Anleihe im Ganzen auf das Gut ein— 
getragen waren, ausgefertigt wurden. Damit hörte die Spezial-Hypothek des Pfandbriefinhaber 
an ein beſtimmtes Gut auf und trat an deren Stelle das Recht, ſeine Befriedigung aus ſämmt⸗ 
lichen Hypothekenforderungen der Landſchaft, welche ſie für gegebene Darlehne erworben, mittels 
gerichtlicher Ueberweiſung zu ſuchen. Später ſind ſämmtliche Pfandbriefe alten Formulars (mit 
Gutsnamen) eingezogen und durch ſolche neueren Formulars erſetzt worden. 

Das Taxweſen, eine der wichtigſten Unterlagen landſchaftlicher Beleihung, bedurfte ſchon 
lange der Verbeſſerung. Die älteſten „General-Detaxationsprinzipien“ vom 8. September 1789 
waren durch diejenigen vom 22. Juli 1794 erſetzt worden. Letztere, obwohl im Laufe der Zeit 
vielfach modifizirt und zum Theil durch fib widerſprechende Beſchlüſſe verdunkelt, blieben bis zum 
Jahre 1850 in Geltung. In dieſem Jahre wurden ſie von dem Generallandtage durchgeſehen 
und unter Beſeitigung der erheblichſten Uebelſtände neu redigirt. Dieſe Zuſammenſtellung genügte 
aber nicht, da die darnach gefertigten Taxen zuweit hinter dem ganz veränderten Werthe der 
Güter zurückblieben. Der Generallandtag von 1855 fand ſich daher veranlaßt, eine Reviſion 
der Taxprinzipien unter Erhöhung der Werthſätze vorzunehmen und dieſelben unter dem Titel: 
„Detaxationsprinzipien der Weſtpreußiſchen Landſchaft vom 22. Juli 1794, revidirt vom General⸗ 
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landtage im Jahre 1855“ herauszugeben. Eine vollſtändige Umgeſtaltung erfuhr aber das Tax- 
weſen durch die Generallandtagsbeſchlüſſe von 1861/62. Danach wurde das bisherige Syſtem 
der ſpeziellen Ertragstaxen, deren Anfertigung eine ſehr verwickelte Berechnung erforderte, wobei 
die Tragweite der einzelnen Operationen auf das Geſammtergebniß nicht genügend zu erſehen 
war, aufgegeben, und an deren Stelle die einfacheren Kapitalwerth- oder ſ. g. Grundtaxen 
eingeführt. Es wurden nach den eingeſchätzten Erträgen fünf Acker- bezw. Wieſenklaſſen gebildet 
und für jede derſelben Grundwerthſätze nach dem Höchſtbetrage feſtgeſetzt. Dieſe neuen Abſchätzungs—⸗ 
grundſätze erhielten eine weitere Ausbildung durch die Landtagsbeſchlüſſe von 1867, welche unterm 
15. April 1868 von der Staatsregierung genehmigt und noch gegenwärtig in Geltung ſind. Es 
hatte ſich nämlich herausgeſtellt, daß ein einheitlicher Tarif für ſämmtliche Güter des ausgedehnten 
Gebietes der Weſtpreußiſchen Landſchaft vielfache Uebelſtände herbeiführe. Um denſelben abzu— 
helfen, wurden die Güter nach den Landrathskreiſen, denen fie angehören, in drei Gruppen ge— 
theilt und dieſer Eintheilung entſprechend den bei der Taxaufnahme bezw. Feſtſetzung thätigen 
Organen geſtattet, die Grundwerthſätze unter Umſtänden beim Acker bis 20 bezw. 40 Prozent, bei 
den Wieſen bis 20 Prozent zu erhöhen. Außerdem wurde die Zahl der Ackerklaſſen auf acht 
erhöht. Endlich wurde, um ein ſchleunigeres Verfahren bei der Bepfandbriefung zu ermöglichen, 
geſtattet, auch ohne Taxe bis zum 15 fachen des behufs der Grundſteuerregulirung ermittelten 
Reinertrages ein Pfandbriefanlehn zu bewilligen, wenn zwei Landſchaftsbeamte den guten 
Zuſtand und die Zulänglichkeit der vorhandenen Gebäude und des Inventarium beſcheinigen. 

Durch die Veränderung der Abſchätzungsgrundſätze wurde nicht allein eine weſentliche 
Vereinfachung des Taxverfahrens, ſondern auch eine dem damaligen Werthe der Güter ent— 
ſprechende Erhöhung der landſchaftlichen Taxen und damit eine erhebliche Steigerung des 
umlaufenden Pfandbriefkapitals herbeigeführt. Dasſelbe hatte ſich von 1807, alsdann es rund 
10,07 Millionen Thaler betrug, bis Ende 1850, alsdann es ſich auf 10,8 Millionen belief, 
wenig verändert. Während der unglücklichen Zeiten hatten vielfach Pfandbriefskapitalien 
abgelöſt, nach denſelben aber wegen der zu niedrigen Taxen neue Beleihungen bei anderen 
Geldinſtituten oder Privaten aufgenommen werden müſſen. Nunmehr trat aber das umgekehrte 
Verhältniß ein. Die Pfandbriefsſchuld ſtieg 

bis Weihnachten 1860 auf rund 16,24 Millionen Thaler, 
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= 155,4 Millionen Mark. 

Sie hat ſich aljo feit 1850 fajt um das Fünffache vermehrt. Dabei kommt allerdings 
in Betracht, daß im Jahre 1868 durch Ausgabe von Pfandbriefen II. Serie (II. Hypothek) der 
landſchaftliche Kredit um ½0 der Taxe erweitert ij. Bringt man deren Betrag, welcher 
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Johanni 1886 17,4 Millionen Mark erreichte, von der geſammten Pfandbriefsſchuld in 
Abzug, dann ermäßigt ſich deren Steigerung ſeit 1850 auf das Vierfache. Dieſelbe erklärt ſich 
wohl daraus, daß der Werth des Grund und Bodens in Folge der ausgeführten Meliorationen 
und des erleichterten Transports der Produkte geſtiegen, dagegen der Werth des Geldes 
geſunken iſt. Dazu kommt, daß die Reform des Taxweſens ſich um etwa anderthalb Jahrzehnte 
verſpätet hatte und nachher in die Periode fiel, welche für die glücklichſte der deutſchen Land— 
wirthſchaft im Laufe dieſes Jahrhunderts gehalten wird. Hohe Preiſe der Erzeugniſſe fielen 
mit durchſchnittlich guten Ernten zuſammen, während die Arbeitslöhne und öffentlichen Abgaben 
noch niedrig blieben, daher die Reinerträge ſich ungewöhnlich erhöhten und die Güterpreiſe eine 
lange anhaltende Steigerung erfuhren. 

Auf dem Geldmarkte vollzogen ſich ſeit Mitte der vierziger Jahre die mannigfaltigſten 
Wandlungen. Der Geldüberfluß, welcher die Konvertirung von 1838 ermöglicht und den Kurs 
der 3½ prozentigen Pfandbriefe noch bis 1844 über Pari gehalten hatte, hörte alsdann auf. 
Nunmehr nahmen die Induſtrie, der Bau von Eiſenbahnen, der Bergwerksbetrieb und eine 
große Zahl von Aktien-Geſellſchaften das Kapital für ſich in Anſpruch. Die von ihnen 
ausgegebenen Papiere, Aktien und Obligationen, verhießen den Inhabern höhere Zinſen, die 
Aktien auch noch Dividenden nach dem Betriebsergebniſſe des Unternehmens. Die Hoffnung 
auf hohe Dividenden und die damit verbundene Spekulation übte eine beſondere Anziehungskraft 
aus. Die Pfandbriefe unterlagen einer äußerſt ungünſtigen Konkurrenz. Dazu kamen die 
politiſchen Bewegungen am Ende der vierziger Jahre, die orientaliſchen Wirren und der 
Krimkrieg, ſowie die italienisch = öfterreichifchen Kriege im Laufe der fünfziger Jahre. Die 
3½ prozentigen Pfandbriefe fielen gegen 10 Prozent, mitunter gegen 20 Prozent unter dem 
Nennwerthe. Daher beſchloß der Landtag von 1857, wieder Aprozentige Pfandbriefe einzuführen, 
für welche der Schuldner außer den Zinſen in den erſten zehn Jahren 1 Prozent, demnächſt 
bis zur gänzlichen Abbürdung der Schuld ½ Prozent Tilgungsbeitrag jährlich zu entrichten 
hatte. Es wurde damit die im Jahre 1850 aufgegebene totale Zwangsamortiſation wieder— 
hgergeſtellt. 

Allein auch dieſe Zinserhöhung mit der verſtärkten Tilgungspflicht der Pfandbriefs⸗ 
ſchuldner genügte auf die Dauer nicht. Die Lage des Geldmarktes verſchlechterte fich noch mehr, 
indem durch die anhaltende Emiſſion neugeſchaffener Börſenpapiere des Inlandes und des 
Auslandes der Markt mehr als je überſchwemmt wurde und das Kapital, angelockt durch die 
höheren Zinſen und durch den Gewinn aus der Spekulation, ſich von dem Grundkredit 
noch mehr abwendete. Der däniſche Krieg von 1864, der deutſche Krieg von 1866 und die 
darauf folgenden Spannungen mit Frankreich, welche dem Ausbruch des Krieges von 1870 
vorangingen, beunruhigten die Börſe und ſteigerten den Zinsfuß. Durch die Geſetze vom 
12. Mai 1866 und 14. November 1867 wurden die geſetzlichen Beſchränkungen des vertrags⸗ 
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mäßigen Zinsſatzes aufgehoben und ward den Kapitaliſten eine neue rechtliche Möglichkeit geboten, ihre 
Kapitalien vortheilhafter zu benutzen, als durch den Ankauf 3½- oder 4prozentiger Pfandbriefe. 
Letztere gingen in dem Kriegsjahr 1866 bis auf 82 Prozent herab und erreichten auch nach dem 
Frieden nur zeitweiſe einen höheren, als den dauernden Kurs von 89—90 Prozent. Unter 
dieſen Verhältniſſen wurde durch den mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 8. Mai 1868 genehmigten 
General⸗Landtagsbeſchluß die Ausgabe 4½%ʒ prozentiger Pfandbriefe zugelaſſen, für welche die 
Schuldner, von der Zinserhöhung abgeſehen, im Uebrigen dieſelben Jahreszahlungen, wie die 
der Aprozentigen zu leiſten hatten. Ferner wurde durch das Regulativ vom 15. Mai 1868 Die 
Kreditgrenze um ein Zehntel des Taxwerths erweitert. In Höhe dieſes Betrages wurden 5 pro- 
zentige Pfandbriefe 11. Serie mit einer beſonderen Vermögensunterlage ausgegeben. In der Hypothek 
ſtehen ſie hinter denjenigen J. Serie, die Generalgarantie erſtreckt ſich auf ſie nicht, ebenſowenig 
ſind ihnen die alten Fonds der Landſchaft verhaftet. Dagegen iſt für ſie ein beſonderer Sicher— 
heitsfonds gegründet. Für derartige Anleihen hatten die Schuldner 5 Prozent Zinſen, 1 Pro— 
zent Tilgungsbeitrag bis zur gänzlichen Abbürdung der Schuld und während der erſten zehn 
Jahre / Prozent, außerdem beim Empfange des Darlehns 1 Prozent zur Anſammlung des 
Sicherheitsfonds zu leiſten. Da die 5prozentigen Pfandbriefe meiſthin den Parikurs über— 
ſtiegen, ſo wurde ſeit 1873 auch die Ausgabe 4½ prozentiger Pfandbriefe II. Serie geſtattet. 
Die große Kriſis, welche demnächſt über Handel und Induſtrie ausbrach und noch 
gegenwärtig nicht überwunden ift, veränderte vollſtändig die Verhältniſſe des Geldmarktes. 
Viele Kapitalien, welche ſonſt auf jenen Gebieten Anlage gefunden hatten, blieben unbeſchäftigt 
und in Folge des flüſſigen Geldſtandes geſtaltete ſich der Diskont für Wechſel ſo niedrig, daß 
die Anlage des Geldes in ſolchen wenig eintrug. Die Induſtriepapiere hatten durch den Einſturz 
vieler Aktienunternehmungen an Werth und Kredit verloren. Die Eiſenbahnpapiere wurden 
durch die Verſtaatlichung der preußiſchen Bahnen dem Börſenverkehr zum großen Theil entzogen. 
Ueberhaupt wurde, nachdem die großen Bahnen vollendet, das Kapital für derartige Anlagen 
weniger geſucht. Daſſelbe wandte ſich wieder dem Grundbeſitze zu. Die Pfandbriefe ſtiegen 
ſeit Mitte der ſiebziger Jahre dergeſtalt, daß die 3½ prozentigen faſt den Parikurs erreicht haben. 
Unter dieſen Umſtänden und bei der Lage des Grundbeſitzes, welcher durch den erheblichen 
Rückgang der Preiſe faſt ſämmtlicher Erzeugniſſe und durch die geſteigerten Wirthſchaftsausgaben 
eine bedeutende Verminderung ſeiner Reinerträge erlitten, erſchien es geboten, den Zinsfuß der 
Pfandbriefe allmählig herabzuſetzen. Demgemäß wurden 1878 die 5prozentigen Pfandbriefe 
II. Serie (rund 7,30 Millionen Mark) in 4½ prozentige, 1880 die 4½ prozentigen J. Serie (rund 
12 Millionen Mark) und 1883 die 4½ prozentigen II. Serie (rund 14 Millionen Mart) in 4prozentige, 
endlich 1886 ſämmtliche 4 prozentige J. und II. Serie (rund 110 Millionen Mark) in 3½ prozentige 
konvertirt. Durch die Konvertirungen wurde den Schuldnern außer der Zinsermäßigung von 


1 bezw. 1½ Prozent noch eine erhebliche Erleichterung der Tilgungspflicht, bezüglich der Pfand— 
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briefe II. Serie auch in Anſehung der Beiträge zu dem Sicherheitsfond, verſchafft. Während 
die 4½ und 4prozentigen Pfandbriefſchulden J. Serie früher 1 Prozent in den erſten zehn Jahren, 
demnächſt bis zur gänzlichen Schuldabbürdung ½ Prozent Tilgungsbeiträge zu entrichten hatten, 
haben fie gegenwärtig nur ½ Prozent jährlich innerhalb des zuerſt gedachten Zeitraums zu zahlen. 
Die früher Sprogentigen Pfandbriefsſchuldner II. Serie, deren Leiſtungen zuvor angegeben, 7 
gegenwärtig außer 3½ Prozent Zinſen nur noch ½ Prozent jährlich und zwar während der erſten 
ſieben Jahre zum Sicherheits-, demnächſt fortlaufend zum Tilgungsfonds zu entrichten. Die Koſten 
der Konvertirung betragen bei den 5- und 4½prozentigen Pfandbriefen II. Serie nur Tund 
1 Prozent, dagegen bei den 4½ prozentigen I. Serie, zu deren Kündigung wegen des erheblichen 
Betrages ein die Gefahr übernehmendes Konſortium von Bankhäuſern zugezogen werden mußte, 
21% Prozent und werden bei den Aprozentigen (J. und II. Serie), bezüglich deren ebenſo verfahren 
wird, vorausſichtlich 3 Prozent nicht überſchreiten. Dieſelben ſind bezw. werden gedeckt aus 
den Tilgungsguthaben der betheiligten Güter, ſoweit dieſelben aber nicht zureichen, aus dem 
eigenthümlichen bezw. Sicherheitsfonds vorgeſchoſſen und dieſe Vorſchüſſe aus den bis zur 
Abbürdung forterhobenen Mehrzinſen, welche durch die Konvertirung erſpart werden, allmählig 
abgetragen. 

So iſt die Weſtpreußiſche Landſchaft den Bewegungen des Zinsfußes, welche ſich während 
der letzten fünfzig Jahre im Kreislaufe vollzogen haben, gefolgt, ſtets bemüht, dem Grundbeſitz 
unter Bedingungen, welche den Zeitverhältniſſen entſprachen, ſeinen Kredit zu erhalten und fich 
ihren Mitgliedern hülfreich zu erweiſen. In dieſem Beſtreben iſt fie auch der „Central-Landſchaft 
für die Preußiſchen Staaten“ gleich bei deren Begründung (1873) beigetreten. Die diesſeitige 
Aufnahme an (4prozentigen) Central-Pfandbriefen erreichte im Jahre 1881 den Betrag von 
13,32 Millionen Mark und betrug zu Johanni 1886 noch 12,95 Millionen. Davon find aber 
neuerdings auf Antrag der Betheiligten ca. 10,20 Millionen gekündigt und ſollen an deren 
Stelle ca. 8 Millionen 3½ prozentige weſtpreußiſche und 2,20 Millionen 3½ prozentige Central⸗ 
Pfandbriefe treten. 

Die Fonds der Landſchaft erreichten zu Johanni 1886, und zwar der eigenthümliche 
2,71, der Sicherheitsfonds 1,04 und der Tilgungsfonds 10,25 Millionen, zuſammen rund 14 Mile 
lionen Mark. Der Werth der zum Geſchäftsbetriebe dienenden Grundſtücke und Gebäude nebjt 
Mobiliar beträgt rund 535 000 Mark und das Ausſtattungskapital für die landſchaftliche Darlehns- 
kaſſe zu Danzig 900 000 Mark. Einſchließlich dieſer Aktiva und noch geleiſteter Vorſchüſſe Des 
zifferten ſich die landſchaftlichen Fonds auf rund 15, Millionen Mark, d. i. faſt auf 10 Prozent 
der geſammten Pfandbriefsſchuld, wovon jedoch noch die Koſten der letzten Konvertirung zu 
decken bleiben. 

Von der Weſtpreußiſchen Landſchaft iſt die Gründung dreier anderer, mit ihr verbundenen 
Anſtalten ausgegangen. 


Zur größeren Sicherheit dev landſchaftlichen Anleihen wurde durch das unterm 24. Oktober 
1789 Allerhöchſt beſtätigte Reglement „Die Feuerſozietät und Brandv,erſicherungsgeſellſchaft für 
die Beſitzer der adligen Güter in Weſtpreußen“ errichtet, welche am 1. Juni 1790 in Thätigkeit 
trat. Das urſprüngliche Reglement erhielt durch die Beſchlüſſe des größeren Ausſchuſſes vom 
22. Juli 1794 nähere Beſtimmungen. An ſeine Stelle traten ſpäter die Reglements vom 10. März 
1851 und vom 16. Februar 1863. Letzteres iſt nebſt mehreren Nachträgen noch gegenwärtig 
in Geltung. Die Sozietät, welche jetzt die Bezeichnung: „Landſchaftliche Feuerver— 
ſicherungs-Geſellſchaft in Weſtpreußen“ führt, beruht auf Gegenſeitigkeit. Beitrittspflichtig 
ſind ſämmtliche bepfandbriefte Güter mit ihren Wohn- und Wirthſchaftsgebäuden, beitrittsfähig 
aber auch andere Grundſtücke des platten Landes. Verwaltet wird die Sozietät von den vier 
Provinzial⸗Landſchaftsdirektoren innerhalb der Grenzen ihrer Departements und von dem General⸗ 
Landſchaftsdirektor innerhalb des geſammten Bereichs. Die Verſicherungsſumme betrug bis 
Mitte der vierziger Jahre rund 12 Millionen Mark, ſtieg bis Ende 1870 auf rund 86 Millionen 
und erreicht gegenwärtig rund 122 Millionen Mark, darunter für Güter rund 99,2 und für 
Dörfer rund 22,05 Millionen. 

Um einem lange empfundenen Bedürfniſſe Genüge zu leiſten, wurde durch das unterm 
3. Mai 1861 Allerhöchſt genehmigte Statut für die Beſitzer der von dem Verbande der Weſt— 
preußiſchen (Ritterſchaftlichen) Landſchaft ausgeſchloſſenen Grundſtücke, in den Regierungsbezirken 
Marienwerder und Danzig die Neue Weſtpreußiſche Landſchaft gegründet. Dieſelbe wird 
von der Generaldirektion der Weſtpreußiſchen Landſchaft verwaltet und gewährt auf Grundſtücke 
im Mindeſtwerthe von 4500 Mark einen Pfandbriefkredit bis zur Hälfte des Taxwerthes, welcher 
bei Gütern im Werthe von mindeſtens 30 000 Mark bis drei Fünftel deſſelben erhöht werden 
kann. Die Abſchätzungsgrundſätze ſind im Weſentlichen denjenigen des Ritterſchaftlichen Inſtituts 
nachgebildet. Als Darlehnsvaluta wurden zuerſt 4½- und 4prozentige („Neue Weſtpreußiſche“) : 
Pfandbriefe ausgegeben, im Jahre 1883 aber die 4½)prozentigen in 4prozentige und 6 
die 4prozentigen in 3½prozentige konvertirt. Es beſtehen jetzt nur Pfandbriefe letzteren Zinsfußes. 
Die Schuldner entrichten für dieſelben außer 3½ Prozent Zinſen ½ Prozent in den erſten zehn 
Jahren zum Sicherheits-, demnächſt zum Tilgungsfonds und ½ Prozent Verwaltungskoſten 
von denjenigen Anleihen, für welche noch nicht 2 Prozent zum Sicherheitsfonds eingezahlt ſind. 
Früher betrugen die Jahreszahlungen für die 4prozentigen Pfandbriefe dauernd 5 Prozent 
und für die 4½prozentigen 51/2 Prozent, außerdem für die erſten ſieben Jahre noch ¼ Prozent. 
Beim Empfange des Darlehns war 1 Prozent (zum Betriebsfonds) zu entrichten. Eine Ermäßigung 
dieſer Beiträge trat ſchon durch das Regulativ vom 6. März 1875 ein und wurden in Gemäßheit 
deſſelben Pfandbriefe II. Serie eingeführt, in welche diejenigen I. Serie allmählig umgewandelt find. 
Die Neuen Pfandbriefe erlangten und behaupteten einen dem Börſenkurſe der altlandſchaftlichen 
faſt gleichkommenden Kurs. Beliehen wurden bis zum 20. Mai 1886 4206 Grundſtücke. Das 


umlaufende Pfandbriefskapital betrug damals 84, Millionen Mark, darunter 1,9, Millionen 
Centralpfandbriefe, — das eigenthümliche Vermögen des Inſtituts (im Sicherheits-, Betriebs- 
und Salarienfonds) 5,22 Millionen d. i. 6,22 Prozent und unter Hinzurechnung des den Mit— 
gliedern des Verbandes gehörigen Tilgungsfonds mit 2,36 Millionen 9,02 Prozent der beſtehen— 
den Schuld. 

Endlich iſt von der Weſtpreußiſchen Landſchaft zur Förderung des Kredits ihrer Mit— 
glieder durch das unterm 9. Oktober 1876 Allerhöchſt genehmigte Statut die Weſtpreußiſche 
landſchaftliche Darlehnskaſſe mit dem Sitze zu Danzig errichtet und mit einem Grund— 
kapital von 900 000 Mark ausgeſtattet worden, zu welchem die Neue Landſchaft, die dem Unter— 
nehmen beigetreten, außerdem 300 000 Mark hergegeben hat. Die Darlehnskaſſe wird unter Auf 
ſicht des Verwaltungsrathes, welchem die Mitglieder der General-Landſchaftsdirektion angehören, 
von beſonders angeſtellten Beamten verwaltet. Sie gewährt hauptſächlich den Beſitzern Vorſchüſſe 
zur Regulirung ihrer Hypothekenverhältniſſe bei Aufnahme von Pfandbriefen, ijt aber zum Bee 
triebe von Lombard-, Kontokorrent-, Effekten-, Depofiten=, Inkaſſo- und anderen ſoliden Bank⸗ 
geſchäften gegen ſichere Unterpfänder befugt. Die Verwaltungsüberſchüſſe fließen in einen 
Reſervefonds, ſobald letzterer die Hälfte des Grundkapitals erreicht, kann über den Reingewinn 
zu anderen landſchaftlichen Zwecken vom Landtage verfügt werden. Bisher haben die Ueber— 
ſchüſſe einſchließlich der vom Stammkapital zu entrichtenden Zinſen im Durchſchnitt jährlich über 
7 Prozent betragen. Am Schluſſe des Jahres 1886 hatte der Reſervefonds einen Beſtand von 
509 392 Mark. Verluſte find nicht eingetreten und iſt die Entwickelung des Inſtituts als eine 
ſehr gedeihliche zu bezeichnen. 

Nunmehr möge es noch geſtattet ſein, einen Blick auf die Männer zu werfen, denen die 
Leitung des landſchaftlichen Inſtituts während des Jahrhunderts anvertraut geweſen iſt. 

Der erſte General-Landſchafts⸗Direktor war — wie erwähnt — der General-Lieutenant 
Auguſt Stanislaus Graf von der Golz auf Grabionne, welcher das Amt bis 1793 
bekleidete. Er nahm einen hervorragenden Antheil an der Gründung des Inſtituts und an der 
Abfaſſung des Reglements von 1787. Er traf die erſten Einrichtungen und erließ alle die 
zahlreichen Anweiſungen, Verfügungen und Requiſitionen, welche deren Einführung erforderlich 
machte. Seiner Leitung iſt es zu danken, daß ſich die Landſchaft, wie der Kurs ihrer Pfand— 
briefe kund that, ſogleich beim Beginn ihrer Thätigkeit das öffentliche Vertrauen erwarb und 
erhielt. Er hat auch die landſchaftliche Feuerſozietät ins Leben gerufen. Bald nach Beginn 
ſeiner Amtsverwaltung wurde das diesfällige Reglement von 1789 abgefaßt und im nächſt— 
folgenden Jahre trat das Inſtitut in Wirkſamkeit. Ihm folgte der Regierungspräſident 
Carl Anton Wilhelm Freiherr von Schleinitz, welcher das Amt des General-Land— 
ſchafts⸗Direktor bis 1798 verwaltete, alsdann er Präſident des Kammergerichts zu Berlin wurde. 
In ſeine Zeit fällt der erſte. General-Landtag von 1794, der „größere Ausſchuß“ genannt, 
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welcher zu Marienwerder, wohin der Sig der General-Direktion verlegt war, abgehalten wurde. 
Auf demſelben wurden die wichtigen Beſchlüſſe über „Erläuterungen, nähere Beſtimmungen und 
Abänderungen“ des Landſchafts- und des Feuerſozietäts-Reglements gefaßt, die bisherigen 
Abſchätzungsgrundſätze durch die „rektifizirten General-Detaxations-Prinzipien“ erſetzt, auch der 
Verwaltungskoſtenbeitrag von ½ auf 1/4 Prozent ermäßigt. 

Von 1798 bis 1819 leitete der Regierungs-Chef-Präſident Kanzler Carl Wilhelm 
Freiherr von Schrötter als General-Landſchafts-Direktor die Verwaltung des Inſtituts. Unter 
ihm erfreute ſich daſſelbe eines beſonderen Gedeihens, bis die unglücklichen Ereigniſſe von 1806 
eintraten und die ſchwierigen Verhandlungen mit der Warſchauer Regierung wegen Vertheilung 
der Pfandbriefsſchuld, die einſtweilige Umgeſtaltung des Inſtituts während der Periode bis 
1815, die demnächſtige Wiederherſtellung deſſelben und die Verſuche, auch deſſen finanzielle 
Unterlagen wieder aufzubauen, die ſorgenvolle Zeit erfüllten. 1819 —1821 trat eine Vakanz ein, 
da der zum General-Landſchafts⸗Direktor gewählte Geheime Rath von Arnim die Wahl ablehnte 
und zu einer anderen geſchritten werden mußte. Im Jahre 1821 überkam das Amt der Regierungs- 
Präſident von Hippel und 1825 der Ober-Landesgerichts-Vizepräſident von Tettau, welcher 
daſſelbe bis zu ſeinem Tode (1831) verwaltete. Die große wirthſchaftliche Kriſis, welche die 
zwanziger Jahre beherrſchte, die Nachwirkungen der franzöſiſchen Kriege und der Fremdherrſchaft 
die Umgeſtaltung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe, die veränderte Steuerverfaſſung und 
Wirthſchaftsmethode, die zahlreichen Sequeſtrationen und Subhaſtationen ſtellten an die derzeitigen 
Leiter des landſchaftlichen Inſtituts Anforderungen, welche unerfüllbar erſchienen. 

Unter ſo ſchwierigen Verhältniſſen trat 1832 Anton Heinrich Albert Freiherr von 
Roſenberg auf Klötzen das Amt des General-Landſchafts-Direktors an. Er hatte bereits ſeit 
1825 der General-Direktion als Rath angehört und widmete feine das gewöhnliche Maaß über⸗ 
ſteigenden Kräfte bis zu ſeinem Tode (2. März 1849) faſt überwiegend ausſchließlich dem Inſtitute. 
Seiner Energie, weiſen Sparſamkeit und guten Ordnung, ſeiner entſchloſſenen und glücklichen 
Benutzung günſtiger Conjunkturen iſt die Wiederherſtellung geordneter finanzieller Verhältniſſe 
zu verdanken. Bei ſeinem Amtsantritte hatte die Landſchaft an Zinsreſten aus den Jahren 
1809/15, an Kapital- und Zinſen⸗Ausfällen rund 401 500 Thaler Schulden, zu deren Deckung in 
den Beſtänden der General-Kaſſe aber nur rund 73 300 Thaler. Bei ſeinem Tode erreichten die 
landſchaftlichen Fonds, einſchließlich des Tilgungsfonds, die Summe von rund 725 500 Thaler. 
Außerdem waren in der Zwiſchenzeit über 328 400 Thaler für die Pfandbriefskonvertirung von 
1838 verausgabt, auch die Landſchaftshäuſer zu Danzig, Bromberg und Schneidemühl angekauft 
bezw. erbaut. Danach find unter der Verwaltung v. Roſenberg's über 1 382 000 Thaler d. i. 
reichlich 10 Prozent der damaligen Pfandbriefſchuld (durchſchnittlich von rund 10, Millionen Thaler) 
zur Entlaſtung und Verbeſſerung des Vermögens der Landſchaft verwendet bezw. angeſammelt 
worden. — Die Gründung des Tilgungsfonds (1832), die Konvertirung der 4 prozentigen 
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Pfandbriefe und die Aufhebung des Kündigungsrechts der Pfandbrief-Inhaber, der Erlaß des 
dadurch erforderlich gewordenen Regulativs über die Verzinſung, Einlöſung und Tilgung der 
Pfandbriefe vom 28. November 1841, die Stiftung der landſchaftlichen Wittwenkaſſe (1832) und 
andere — namentlich auf das Kaſſenweſen bezügliche — Einrichtungen ſind aus der amtlichen 
Wirkſamkeit des Freiherrn von Roſenberg hervorgegangen. 

Deſſen Nachfolger Arnold Friedrich Alexander von Rabe auf Lesnian verwaltete 
das Amt des General-Landſchafts-Direktors ebenfalls bis zu ſeinem Tode (4. November 1870). 
Seiner Befähigung und großen Thätigkeit gelang es, das Inſtitut auf den wiedergewonnenen feſten 
Unterlagen weiter zu entwickeln und deſſen Wirkſamkeit über die bisherigen Grenzen auszu— 
dehnen. Er reformirte es auf allen Gebieten. Schon im zweiten Jahre ſeiner amtlichen 
Thätigkeit, auf dem Landtag von 1850, gelangte die ſeit 1810 angeſtrebte Reviſion des Land— 
ſchaftsreglements zum Abſchluß. Die Abſchätzungsgrundſätze wurden auf den Landtagen von 
1850 und 1855 revidirt und verbeſſert, 1863 vollſtändig umgeſtaltet und 1867 erweitert, auch 
die Beleihung nach dem Grundſteuer-Reinertrage zugelaſſen. Eine neue Sequejtrations=, Rajjen=, 
Gebühren- und Wahlordnung wurde erlaſſen. Die Verwaltung wurde vereinfacht und der 
Geſchäftsbetrieb beſchleunigt, an Stelle der das Verfahren erſchwerenden Pfandbriefe mit Guts⸗ 
namen diejenigen nach durchlaufenden Nummern eingeführt. Die Zinſenfonds der einzelnen De— 
partements wurden (1864) in einen Generalzinſenfonds zuſammengelegt und gelang es lediglich 
durch zinsbare Belegung der danach verfügbar gewordenen Kaſſenbeſtände dem Inſtitute einen 
Reingewinn zu verſchaffen, welcher 1885 bereits über 331 000 Mark betrug. — Um dem Kredit 
bedürfniſſe auch bei dem geſtiegenen Zinsfuße nachzukommen, wurden 1857 die 4 prozentigen, 
1868 die 4½ prozentigen Pfandbriefe J. Serie und die 5 prozentigen II. Serie ausgegeben. 
Das umlaufende Pfandbriefskapital ſtieg annähernd auf das Dreifache des Betrages von 1850 
und dementſprechend mehrten ſich die Fonds des Inſtituts. — Die landſchaftliche Feuerſozietät 
wurde vollſtändig umgeſtaltet, zuerſt das Reglement von 1851, dann dasjenige von 1863 
erlaſſen. Sämmtliche Beſitzer ländlicher Grundſtücke, auch die der Landſchaft nicht angehörigen, 
wurden zum Beitritt zugelaſſen, feſte Beiträge eingeführt, die verſicherten Gebäude nach ihrer 
Bauart klaſſifizirt, deshalb ſämmtlich neu abgeſchätzt und kataſtrirt. Die Verſicherungsſumme 
ſtieg von etwa 12 Millionen auf 86 Millionen Mark. In die Amtszeit von Rabe's fällt auch 
der Bau des neuen Landſchaftshauſes zu Marienwerder am Flottwellplatze, welcher in den 
Jahren 1865/66 mit dem mäßigen Koſtenaufwande von rund 30 700 Thalern ausgeführt wurde. 
Vor Allem iſt ihm die Gründung der neuen weſtpreußiſchen Landſchaft zu verdanken, welche die 
Wohlthat des unkündbaren landſchaftlichen Kredits auch dem übrigen nicht inkorporirten Grund- 
beſitz der Provinz zugewendet hat. 

Unter der Leitung des gegenwärtigen General-Landſchafts-Direktor Adolf Wilhelm 
von Körber auf Körberode, welcher das Amt im November 1871 antrat, haben ſich bei der 
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Weſtpreußiſchen Landſchaft die Pfandbriefkonvertirungen von 1878, 1880, 1883 und 1886 voll 
zogen. Durch dieſelben find die Zinſen der früher 41/2 prozentigen Pfandbriefe J. Serie und der 
5 prozentigen II. Serie ſchließlich durchweg auf 3½ Prozent ermäßigt und ijt der der Weft 
preußiſchen Landſchaft angehörige Grundbeſitz in der Jahreszahlung um über 1 068 000 Mark 
entlaſtet worden, von den erheblichen Erleichterungen abgeſehen, welche ihm außerdem in den 
Tilgungsbeiträgen und bezüglich der Pfandbriefe II. Serie auch in den Beiträgen an den Sicher— 
heitsfonds zu theil geworden ſind. — Die Neue Weſtpreußiſche Landſchaft hat ihre Wirkſamkeit 
beträchtlich erweitert. Im November 1871 waren von ihr 750 Beſitzungen, jetzt ſind über 4200 
beliehen. Damals betrug das bei ihr umlaufende Pfandbriefskapital rund 11,15 Millionen, jetzt 
erreicht es 84,2 Millionen Mark. Dieſe Erfolge wurden durch die Berichtigung der Abſchätzungs— 
grundſätze und durch die Ermäßigung der Zahlungsverpflichtungen, welche den Schuldnern bei 
Gründung des neuen Inſtituts hatten auferlegt werden müſſen, allmählig herbeigeführt, namentlich 
durch das Regulativ vom 6. März 1875 und noch mehr durch die Konvertirungen der 4½ bezw. 
4 prozentigen Pfandbriefe in den Jahren 1883 und 1886, welche den dieſem Inſtitute angehörigen 
Grundbeſitz allein in der Zinszahlung um über 668 000 Mark jährlich entbürdeten. — Das 
Feuerverſicherungsweſen erfuhr in ſechs Nachträgen zum Reglement erhebliche Verbeſſerungen, 
insbeſondere durch richtigere Beſtimmung der Jahresbeiträge, durch Einführung der Vorauss 
zahlung derſelben und durch Ausdehnung des Beitrittszwanges auf die von der Neuen Weit 
preußiſchen Landſchaft bepfandbrieften Beſitzungen. Auch wurden ſämmtliche Verſicherungen an 
Ort und Stelle revidirt und danach die Kataſter berichtigt. Endlich fällt in die Amtszeit des 
gegenwärtigen General-Landſchafts-Direktors die Gründung und weitere Entwickelung der land— 
ſchaftlichen Darlehnskaſſe. 


Ein wechſelvolles Bild von guten und von ſchweren Zeiten, von Mühen und Sorgen, 
aber auch von glücklichen Fügungen und Erfolgen bietet die Geſchichte des erſten Jahrhunderts 
der Weſtpreußiſchen Landſchaft dar. Aus einem großen Geiſte und mächtigen Willen hervor— 
gegangen, hat ſich die Königliche Schöpfung unter dem ſegensreichen Schutze der Hohenzollern zu 
einer Auſtalt von weitreichender Wirkſamkeit entwickelt und ihre Thätigkeit in neuen gedeihenden 
Inſtituten verzweigt. 

Möge es auch den kommenden Jahrhunderten vergönnt ſein, die Aufgabe zu erfüllen, 
welche der Weſtpreußiſchen Landſchaft geſtellt iſt, zum Segen der Provinz und zum Wohle des 
Vaterlandes. 
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